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An die 

Bezirkvorstehung Wieden 

z.Hd. Frau Bezirksvorsteherin Lea Halbwidl 

Die unterfertigenden Mitglieder des Klubs der NEOS Wieden und des Klubs der Grünen Wieden 
stellen zur Sitzung der Bezirksvertretung am 17.12.2020 gemäß § 24 Abs.1 GO-BV folgenden 

Antrag betreffend Einrichtung eines partizipativen Budgets 

Die Bezirksvertretung möge beschließen den für Finanzen, Wirtschaft, Arbeit, Internationales und 
Wiener Stadtwerke zuständigen Stadtrat Peter Hanke zu ersuchen die MA5 zu beauftragen ein 
Konzept und einen Zeitplan für die Einführung eines partizipativen Budgets auf der Wieden 
auszuarbeiten. 

Begründung: 

In den vergangenen Jahren ist der öffentliche Raum in den Mittelpunkt des öffentlichen Diskurses 
gerückt. Die Bürgerinnen und Bürger haben glücklicherweise einen immer stärkeren Anspruch 
diesen für sich zu nutzen und mitzugestalten. Das Einbeziehen Ihrer Meinungen, Erlebnisse und 
Lebensrealitäten in politische Entscheidungen ist daher nicht nur wünschenswert, sondern 
entspricht dem politischen Wandel der Zeit. 

Eine entsprechende Online-Plattform, wie sie bereits von anderen Bezirken genutzt wird, kann 
Bürgerinnen und Bürgern die Möglichkeit geben ihre Ideen und Meinungen niederschwellig und 
einfach einzubringen. Die starke Teilhabe an solchen Projekten in anderen Bezirken, wie in 
unserem Nachbarbezirk Margareten, spricht für sich. Ausgehend von den Erfahrungswerten dieser 
Bezirke, ist ein Erfolg des partizipativen Budgets und die Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger 
auf der Wieden erwartbar. 

Die Vorteile eines solchen partizipativen Prozesses liegen auf der Hand. Öffentlichkeitsbeteiligung 
weckt das Interesse an politischer Teilhabe und fördert eine lebendige Demokratie. Sie hilft nicht 
zuletzt auch ein Vertrauensverhältnis zwischen Politik, Verwaltung und der Bevölkerung zu 
stärken. 

Wien, am 11.12.2020 
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